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Text 

Nachweis von Deutschkenntnissen 

§ 21a. (1) Drittstaatsangehörige haben mit der Stellung eines Erstantrages auf Erteilung eines 
Aufenthaltstitels gemäß § 8 Abs. 1 Z 2, 4, 5, 6 oder 8 Kenntnisse der deutschen Sprache nachzuweisen. 
Dieser Nachweis hat mittels eines allgemein anerkannten Sprachdiploms oder Kurszeugnisses einer durch 
Verordnung gemäß Abs. 6 oder 7 bestimmten Einrichtung zu erfolgen, in welchem diese schriftlich 
bestätigt, dass der Drittstaatsangehörige über Kenntnisse der deutschen Sprache zumindest zur 
elementaren Sprachverwendung auf einfachstem Niveau verfügt. Das Sprachdiplom oder das Kurszeugnis 
darf zum Zeitpunkt der Vorlage nicht älter als ein Jahr sein. 

(2) Abs. 1 gilt auch für Drittstaatsangehörige, die einen Antrag auf erstmalige Erteilung eines 
Aufenthaltstitels gemäß § 8 Abs. 1 Z 2, 4, 5, 6 oder 8 im Zuge eines Verfahrens gemäß § 24 Abs. 4 oder 
§ 26 stellen. 

(3) Der Nachweis gilt überdies als erbracht, wenn die Voraussetzungen zur Erfüllung des Moduls 1 
oder 2 der Integrationsvereinbarung (§§ 14a und 14b) vorliegen. 

(4) Abs. 1 gilt nicht für Drittstaatsangehörige, 

 1. die zum Zeitpunkt der Antragstellung unmündig sind, 

 2. denen auf Grund ihres physischen oder psychischen Gesundheitszustandes die Erbringung des 
Nachweises nicht zugemutet werden kann; dies hat der Drittstaatsangehörige durch ein 
amtsärztliches Gutachten oder ein Gutachten eines Vertrauensarztes einer österreichischen 
Berufsvertretungsbehörde nachzuweisen, oder 
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 3. die Familienangehörige von Inhabern eines Aufenthaltstitels gemäß §§ 41 Abs. 1, 42 oder 45 
Abs. 1, letztere sofern der Zusammenführende ursprünglich einen Aufenthaltstitel „Blaue Karte 
EU“ innehatte, sind. 

(5) Die Behörde kann auf begründeten Antrag eines Drittstaatsangehörigen von einem Nachweis 
nach Abs. 1 absehen: 

 1. im Fall eines unbegleiteten Minderjährigen (§ 2 Abs. 1 Z 17) zur Wahrung des Kindeswohls, 
oder 

 2. zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK (§ 11 Abs. 3). 

Die Stellung eines solchen Antrages ist nur bis zur Erlassung des Bescheides zulässig. Über diesen 
Umstand ist der Drittstaatsangehörige zu belehren; § 13 Abs. 3 AVG gilt. 

(6) Durch Verordnung des Bundesministers für Inneres sind jene Einrichtungen zu bestimmen, deren 
Sprachdiplome und Kurszeugnisse als Nachweis gemäß Abs. 1 gelten. 

(7) Der Bundesminister für Europa, Integration und Äußeres kann im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Inneres für den örtlichen Wirkungsbereich einer österreichischen 
Berufsvertretungsbehörde im Ausland durch Verordnung auch andere als in der Verordnung gemäß 
Abs. 6 genannte Einrichtungen bestimmen, deren Sprachdiplome und Kurszeugnisse als Nachweis gemäß 
Abs. 1 gelten, wenn diese Einrichtungen mit den in der Verordnung gemäß Abs. 6 genannten 
Einrichtungen vergleichbare Standards einhalten. Solche Verordnungen sind durch Anschlag an der 
Amtstafel der jeweiligen Berufsvertretungsbehörde kundzumachen und gelten für den Zeitraum eines 
Jahres ab Kundmachung. 
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